
 
 
 

 
 

Duldungs- und Anscheinsvollmacht 
 
 
 
 
 
Neben der rechtsgeschäftlich erteilten Vollmacht und originären 
Vollmacht gibt es sog. Rechtsscheinvollmachten, die Anscheins- 
und Duldungsvollmacht. Die enge Auslegung der originären Voll- 
macht dient dem Schutz des Auftraggebers. Diesen Schutz verdient 
der Auftraggeber aber nicht mehr bei einer sog. Duldungs- und  
Anscheinsvollmacht. In diesen Fällen geht der Schutz des Vertrags- 
partners vor. Bei einer Duldungs- und Anscheinsvollmacht muss sich 
der Auftraggeber so behandeln lassen, als habe er eine Vollmacht erteilt. 
Die Vollmacht beruht hier nicht auf einer ausdrücklichen (rechts- 
geschäftlichen) Erklärung des Auftraggebers, sondern wird ihm aufgrund 
tatsächlichen Verhaltens zugeschrieben. 
 
Eine Duldungsvollmacht liegt vor, wenn der Auftraggeber wissentlich 
zulässt, dass sein Architekt für ihn wie ein Vertreter auftritt und der  
Geschäftsgegner diese Duldung nach Treu und Glauben wie eine  
Bevollmächtigung verstehen durfte. 
 
Beispiel: 
 
Ein Architekt erteilt laufend Zusatzaufträge, die über seine Vollmacht  
hinausgehen. Der Unternehmer bestätigt diese Aufträge schriftlich und 
übersendet die Kopien jeweils an den Bauherrn. Dieser rührt sich nicht. 
Daraus ist zu folgern, dass der Bauherr die Anordnungen des Architekten 
duldet. 
 
Von einer Anscheinsvollmacht spricht man, wenn der Auftraggeber das  
vollmachtlose Handeln des Architekten zwar nicht kennt, es aber bei 
pflichtgemässer Sorgfalt hätte erkennen und verhindern  können und  
der Geschäftsgegner nach Treu und Glauben annehmen durfte, der  
Auftraggeber dulde und billige das Auftreten seines scheinbaren Vertreters. 
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Beispiel: 
 
Ein Unternehmer hat Bedenken hinsichtlich der Ausführungsplanung 
des Architekten. Solche Bedenken muss er dem Bauherrn mitteilen, 
nicht dem Architekten, da dieser nicht „Richter“ in eigener Sache sein 
kann. Zudem trägt der Unternehmer in solch einem Fall das Risiko, 
dass der Architekt seine Bedenkenmitteilung nicht dem Bauherrn weiter- 
gibt. Werden aber nicht dem Bauherrn diese Bedenken mitgeteilt, ist 
die Bedenkenanmeldung möglicherweise unwirksam. Von An- 
scheinsvollmacht kann man aber ausgehen, wenn der Bauherr die  
Korrespondenz ungelesen zu den Akten legt. 

 
 
Eine Anscheinsvollmacht kann – wie die Duldungsvollmacht auch – auch 
nachträglich entstehen; selbst dann, wenn im Bauvertrag vereinbart ist,  
dass der Architekt keine Vollmacht hat! Verträge kann man nämlich ändern. 
 
Beispiel: 
 
So hat der BGH durch Beschluss vom 19.06.2008 (VII ZR 193/07) eine 
Duldungsvollmacht angenommen, obwohl im Vertrag ausschliesslich der 
Geschäftsführer als bevollmächtigt genannt war. In dem Fall hatte der 
Bauleiter nicht nur den Vertrag unterzeichnet, sondern auch den relevanten 
Schriftverkehr geführt, so dass sich der Auftraggeber auf die einschränkende 
Klausel in seinem Vertrag nicht mehr berufen konnte. 
 
 
Darüber hinaus: Wenn der Auftraggeber den Architekten beauftragt, den 
Bauvertrag zu verhandeln, dann soll daraus der Auftragnehmer 
berechtigterweise folgern dürfen, dass der Architekt rechtsgeschäftlich 
umfassend bevollmächtigt ist (BGH, VII ZR 232/06, Urteil vom 27.09.2007). 
 
 
Bei der Duldungs- und Anscheinsvollmacht handelt es sich um 
Anwendungsfälle von „Treu und Glauben“, so dass immer nur der 
gutgläubige Geschäftspartner geschützt ist. 
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Man sollte sich aber davor hüten, mit Schlagworten oder sonstigen Vokabeln 
mit derartigen „Ausnahmetatbeständen“ zur eigentlich notwendigen 
rechtsgeschäftlichen Vollmacht zu arbeiten. Auch die Zuschreibung von 
Begrifflichkeiten wie „Ansprechpartner“ und „Vertreter“ führt nicht in jedem 
Falle zur gewünschten Rechtsfolge. So hat der BGH in NJW-RR 2004, 307 
ausdrücklich beanstandet, dass ein Oberlandesgericht darauf abgestellt 
habe, dass ein „Bauleiter Vertreter des“ Bauherrn gewesen ist und hat dem 
Oberlandesgericht insofern ins Stammbuch geschrieben, dass dazu 
tatsächliche Feststellungen fehlen. Zu weitgehend - nämlich zu lasten des 
Auftraggebers – wiederum das Kammergericht der bereits schon vorher 
zitierten Entscheidung BauR 2009, 108. Es wird nämlich aus der bloßen 
Tatsache, dass der Auftraggeber 
 
• den Architekten mit der Bauüberwachung beauftragte, 
 
• also die von ihm gewählte „Ansprechperson“ gewesen sei 
 
• und davon ausgehen durfte, dass der Objektüberwacher die bauseits 

gewünschte Lösung mitteilen werde 
 
 
dazu benutzen, dann doch wieder eine Vollmacht zu Lasten des 
Auftraggebers anzunehmen, wobei es nur um eine geringfügige Abweichung 
ging (geringere Dicke der Dämmung gegenüber der vertraglich vereinbarten). 
 
Dem wird man nicht folgen können.  
 
 
 
 
Dr. Peter Reineke 
Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht, Mannheim 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Beiträge dienen der generellen Information und wurden nach bestem Wissen verfasst. Für die Richtigkeit und Wiedergabe der Beiträge wird keine Gewähr übernommen. 
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